
Wirtschaft

LEADER März 2011 ıı 45

Wie immer diese Ordnung im Detail 
aussehen wird: Die Welt der Medien um-
fasst heute nicht mehr nur Printmedien, 
Radio und Fernsehen. Das Internet ist zum 
Konkurrenten und zur existenzbedrohen-
den Alternative der traditionellen Medien 
geworden; es ist deshalb bei allen Überle-
gungen miteinzubeziehen.

Entscheidend ist und bleibt, dass die 
Medien ihren Auftrag im Dienste der De-
mokratie auch in Zukunft erfüllen können. 
Diese Voraussetzung ist heute, als unmittel-
bare Folge der Medienentwicklung, nicht 
mehr gegeben.

Journalismus als kritisch-aufklärerisches 
Metier ist Teil des Fundaments jeder demo-
kratischen Infrastruktur. Je stärker in den 
Medien Oberflächlichkeit, Banalisierung 
und Manipulation dominieren, desto not-
wendiger ist das Korrektiv durch ein qua-
litativ hochstehendes Angebot im Sinne des 
Service public.

Ein Service-public-Angebot ist auf dem 
Markt nicht finanzierbar. Es braucht des-
halb auch in Zukunft Gebühren für die 
Erfüllung eines Auftrags im Dienste und im 
Interesse der Demokratie. Gebühren sind 
eine der sinnvollsten und nachhaltigsten 
Investitionen für eine offene, demokratisch 
organisierte Gesellschaft.

Die einseitige Privilegierung der SRG 
ist aufzugeben zugunsten eines breiter ge-
fächerten Spektrums an Anbietern, der 
Schlüssel für die Aufteilung des Gebühren-
aufkommens ist neu zu definieren. Auch 
bei der Werbung sind der SRG klare Gren-
zen zu setzen. Einziges Kriterium für die 
Zuteilung der Mittel an die verschiedenen 
Partner muss dabei die Qualität der jour-
nalistischen Leistungen im Sinne des Service 
public sein. 

Wenn wir verhindern wollen, dass die 
Demokratie durch die Medienentwicklung 
irrep  arabel Schaden nimmt, gehört die Fra-
ge einer neuen Medienordnung, die den 
veränderten Rahmenbedingungen und den 
Herausforderungen der Zukunft Rech-
nung trägt, mit hoher Dringlichkeit auf die 
p  olitische Traktandenliste.

 

Meine persönliche Meinung ist klar: Es 
wäre kein nationales Unglück, die SRG 
von ihrem hohen Sockel herunterzuholen 
und in der immer stärker ausdifferenzierten 
Medienszene neu zu positionieren. Kon-
kret: Die SRG müsste gezwungen werden, 
mit weniger Geld auszukommen und sich 
gleichzeitig wieder konsequenter auf die 
Gebühren-legitimierenden Leistungen zu 
konzentrieren. Die Quadratur des Zirkels? 
Mitnichten. Ein solcher Schritt wäre nicht 
nur gleichbedeutend mit der Eliminierung 
eines demokratischen Ärgernisses, sondern 
das Eingeständnis, dass auch andere, klei-
nere Unternehmen einen substanziellen 
Beitrag für die Medienkultur unseres Lan-
des leisten können. Ohne eine finanzielle 
Umverteilung der zur Verfügung stehenden 
Mittel haben diese aber keine Zukunft.

Die Schweiz braucht eine neue 
Medienordnung
Das duale System in der heutigen Form ist 
ein Anachronismus. Die Frage einer neu-
en Medienordnung ist deshalb ernsthaft zu 
prüfen.

Zum Liberalen Forum St.Gallen
Das 1987 gegründete «Liberale Forum 
St.Gallen» ist ein Verein, der politisch und 
konfessionell unabhängig das liberale Gedan-
kengut und die Gesprächskultur fördern will. 
In der Regel finden jährlich zwei bis vier Vor-
träge von ausgesuchten Persönlichkeiten im 
«Tröckneturm» zu Schönenwegen in St.Gallen 
statt. Einige davon wurden in der Schriften-
reihe des Liberalen Forums veröffentlicht, 
beispielsweise: Karl R. Popper: Freiheit und 
intellektuelle Verantwortung (1989), Daniel 
Brühlmeier und Robert Nef (Hg.): Wege in 
die Freiheit – Die Revolutionen in Osteuropa 
in Liberaler Perspektive (1992), Hans Mag-
nus Enzensberger: Luxus – woher, und wo-
hin damit? Reminiszenzen an den Überfluss 
(1995), Ottfried Höffe: Immanuel Kant – Der 
Weltbürger aus Königsberg (2004), Hans 
Jörg Schmid: Demokratie – wohin? Betrach-
tungen eines Bürgers (2005), Jürg Tobler: 
Freizeit! – Dessert als Hauptspeise? (2008). 
Auskünfte: Liberales Forum, Sittertalstrasse 
34, Postfach 317, 9014 St.Gallen, Tel. 071 
274 57 37.

Das Ende des 
Rechtsstaates
Es ist zum Verzweifeln! Die Gesetzes-
sammlungen der Kantone und des Bun-
des wachsen von Jahr zu Jahr. Wer sorgt 
eigentlich für mehr Staat und weniger 
Freiheit? Es sind unsere konkordanten 
Regierungen und unsere eifrigen Par-
lamentarier. Gemeinsam verstaatlichen 
sie unsere Freiheiten. Eine Entwicklung, 
die letztlich zu immer mehr Gesetzen 
und zu einem immer geringeren Kennt-
nisstand der Gesetze führt.
Früher spürte man im Innersten, was 
zulässig und richtig ist. Heute reicht 
das Gefühl nicht mehr. Die zahlreichen 
örtlichen, kantonalen, nationalen und 
internationalen Vorschriften und Re-
geln, die keiner mehr kennt, verunsi-
chern und lösen immer höhere Kosten 
aus. Ganz abgesehen davon, dass sie 
oftmals auch unverständlich formuliert 
sind. «Bü-Bü-Bündnerfleisch» lässt 
grüssen! 
Es wäre an der Zeit, den Spiess umzu-
drehen: Anstatt neue Gesetze zu schaf-
fen, sollten sich die Politiker während 
mindestens einer Session pro Jahr damit 
befassen, welche Erlasse entschlackt, 
vereinfacht, gekürzt und entsorgt wer-
den könnten. Nahrungsmittel haben 
Verfallsdaten. Gesetze leider nicht. Sie 
sind verbindlich, auch wenn sie unnütz 
oder längst in Vergessenheit geraten sind. 
Und die Unkenntnis von Gesetzen ist 
eigentlich der Anfang vom Ende des 
Rechtsstaates!
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